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Art. 256 [Gericht, Zuständigkeiten; Rechtszug; Verweisung in
Grundsatzfragen] (1) [1] 1 Das Gericht ist für Entscheidungen im ersten
Rechtszug über die in den Artikeln 263, 265, 268, 270 und 272 genannten
Klagen zuständig, mit Ausnahme derjenigen Klagen, die einem nach Artikel 257
gebildeten Fachgericht übertragen werden, und der Klagen, die gemäß der
Satzung1) dem Gerichtshof vorbehalten sind. 2 In der Satzung kann vorgesehen
werden, dass das Gericht für andere Kategorien von Klagen zuständig ist.

[2] Gegen die Entscheidungen des Gerichts aufgrund dieses Absatzes kann
nach Maßgabe der Bedingungen und innerhalb der Grenzen, die in der Satzung
vorgesehen sind, beim Gerichtshof ein auf Rechtsfragen beschränktes Rechts-
mittel eingelegt werden.

(2) [1] Das Gericht ist für Entscheidungen über Rechtsmittel gegen die Ent-
scheidungen der Fachgerichte zuständig.

[2] Die Entscheidungen des Gerichts aufgrund dieses Absatzes können nach
Maßgabe der Bedingungen und innerhalb der Grenzen, die in der Satzung
vorgesehen sind, in Ausnahmefällen vom Gerichtshof überprüft werden, wenn
die ernste Gefahr besteht, dass die Einheit oder Kohärenz des Unionsrechts
berührt wird.

(3) [1] Das Gericht ist in besonderen in der Satzung festgelegten Sachgebie-
ten für Vorabentscheidungen nach Artikel 267 zuständig.

[2] Wenn das Gericht der Auffassung ist, dass eine Rechtssache eine Grund-
satzentscheidung erfordert, die die Einheit oder die Kohärenz des Unionsrechts
berühren könnte, kann es die Rechtssache zur Entscheidung an den Gerichts-
hof verweisen.

[3] Die Entscheidungen des Gerichts über Anträge auf Vorabentscheidung
können nach Maßgabe der Bedingungen und innerhalb der Grenzen, die in der
Satzung vorgesehen sind, in Ausnahmefällen vom Gerichtshof überprüft wer-
den, wenn die ernste Gefahr besteht, dass die Einheit oder die Kohärenz des
Unionsrechts berührt wird.

Art. 257 [Fachgerichte] [1] 1 Das Europäische Parlament und der Rat kön-
nen gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren dem Gericht beigeord-
nete Fachgerichte bilden, die für Entscheidungen im ersten Rechtszug über
bestimmte Kategorien von Klagen zuständig sind, die auf besonderen Sach-
gebieten erhoben werden. 2 Das Europäische Parlament und der Rat beschlie-
ßen durch Verordnungen entweder auf Vorschlag der Kommission nach Anhö-
rung des Gerichtshofs oder auf Antrag des Gerichtshofs nach Anhörung der
Kommission.

[2] In der Verordnung über die Bildung eines Fachgerichts werden die
Regeln für die Zusammensetzung dieses Gerichts und der ihm übertragene
Zuständigkeitsbereich festgelegt.

[3] Gegen die Entscheidungen der Fachgerichte kann vor dem Gericht ein
auf Rechtsfragen beschränktes Rechtsmittel oder, wenn die Verordnung über
die Bildung des Fachgerichts dies vorsieht, ein auch Sachfragen betreffendes
Rechtsmittel eingelegt werden.

1) Nr. 27.
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[4] 1 Zu Mitgliedern der Fachgerichte sind Personen auszuwählen, die jede
Gewähr für Unabhängigkeit bieten und über die Befähigung zur Ausübung
richterlicher Tätigkeiten verfügen. 2 Sie werden einstimmig vom Rat ernannt.

[5] 1 Die Fachgerichte erlassen ihre Verfahrensordnung im Einvernehmen
mit dem Gerichtshof. 2 Diese Verfahrensordnung bedarf der Genehmigung des
Rates.

[6] 1 Soweit die Verordnung über die Bildung der Fachgerichte nichts ande-
res vorsieht, finden die den Gerichtshof der Europäischen Union betreffenden
Bestimmungen der Verträge und die Satzung des Gerichtshofs der Europäi-
schen Union1) auf die Fachgerichte Anwendung. 2 Titel I und Artikel 64 der
Satzung gelten auf jeden Fall für die Fachgerichte.

Art. 258 [Vertragsverletzungsverfahren] [1] Hat nach Auffassung der
Kommission ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus den Verträgen ver-
stoßen, so gibt sie eine mit Gründen versehene Stellungnahme hierzu ab; sie
hat dem Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

[2] Kommt der Staat dieser Stellungnahme innerhalb der von der Kommis-
sion gesetzten Frist nicht nach, so kann die Kommission den Gerichtshof der
Europäischen Union anrufen.

Art. 259 [Vertragsverletzungsverfahren; Anrufung durch einen Mit-
gliedstaat] [1] Jeder Mitgliedstaat kann den Gerichtshof der Europäischen
Union anrufen, wenn er der Auffassung ist, dass ein anderer Mitgliedstaat gegen
eine Verpflichtung aus den Verträgen verstoßen hat.

[2] Bevor ein Mitgliedstaat wegen einer angeblichen Verletzung der Ver-
pflichtungen aus den Verträgen gegen einen anderen Staat Klage erhebt, muss
er die Kommission damit befassen.

[3] Die Kommission erlässt eine mit Gründen versehene Stellungnahme; sie
gibt den beteiligten Staaten zuvor Gelegenheit zu schriftlicher und mündlicher
Äußerung in einem kontradiktorischen Verfahren.

[4] Gibt die Kommission binnen drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem
ein entsprechender Antrag gestellt wurde, keine Stellungnahme ab, so kann
ungeachtet des Fehlens der Stellungnahme vor dem Gerichtshof geklagt wer-
den.

Art. 260 [Wirkung und Durchsetzung von Urteilen; Zwangsgeld]
(1) Stellt der Gerichtshof der Europäischen Union fest, dass ein Mitgliedstaat

gegen eine Verpflichtung aus den Verträgen verstoßen hat, so hat dieser Staat
die Maßnahmen zu ergreifen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs er-
geben.

(2) [1] 1 Hat der betreffende Mitgliedstaat die Maßnahmen, die sich aus dem
Urteil des Gerichtshofs ergeben, nach Auffassung der Kommission nicht getrof-
fen, so kann die Kommission den Gerichtshof anrufen, nachdem sie diesem
Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung gegeben hat. 2 Hierbei benennt sie die
Höhe des von dem betreffenden Mitgliedstaat zu zahlenden Pauschalbetrags
oder Zwangsgelds, die sie den Umständen nach für angemessen hält.

1) Nr. 27.
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[2] Stellt der Gerichtshof fest, dass der betreffende Mitgliedstaat seinem Urteil
nicht nachgekommen ist, so kann er die Zahlung eines Pauschalbetrags oder
Zwangsgelds verhängen.

[3] Dieses Verfahren lässt den Artikel 259 unberührt.
(3) [1] Erhebt die Kommission beim Gerichtshof Klage nach Artikel 258,

weil sie der Auffassung ist, dass der betreffende Mitgliedstaat gegen seine Ver-
pflichtung verstoßen hat, Maßnahmen zur Umsetzung einer gemäß einem
Gesetzgebungsverfahren erlassenen Richtlinie mitzuteilen, so kann sie, wenn
sie dies für zweckmäßig hält, die Höhe des von dem betreffenden Mitgliedstaat
zu zahlenden Pauschalbetrags oder Zwangsgelds benennen, die sie den Um-
ständen nach für angemessen hält.

[2] 1 Stellt der Gerichtshof einen Verstoß fest, so kann er gegen den betreffen-
den Mitgliedstaat die Zahlung eines Pauschalbetrags oder eines Zwangsgelds bis
zur Höhe des von der Kommission genannten Betrags verhängen. 2 Die Zah-
lungsverpflichtung gilt ab dem vom Gerichtshof in seinem Urteil festgelegten
Zeitpunkt.

Art. 261 [Ermessensnachprüfung; Zwangsmaßnahmen] Aufgrund der
Verträge vom Europäischen Parlament und vom Rat gemeinsam sowie vom
Rat erlassene Verordnungen können hinsichtlich der darin vorgesehenen
Zwangsmaßnahmen dem Gerichtshof der Europäischen Union eine Zuständig-
keit übertragen, welche die Befugnis zu unbeschränkter Ermessensnachprüfung
und zur Änderung oder Verhängung solcher Maßnahmen umfasst.

Art. 262 [Rechtsstreitigkeiten im Bereich des geistigen Eigentums]
1 Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen der Verträge kann der Rat

gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren nach Anhörung des Euro-
päischen Parlaments einstimmig Bestimmungen erlassen, mit denen dem Ge-
richtshof der Europäischen Union in dem vom Rat festgelegten Umfang die
Zuständigkeit übertragen wird, über Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang
mit der Anwendung von aufgrund der Verträge erlassenen Rechtsakten, mit
denen europäische Rechtstitel für das geistige Eigentum geschaffen werden, zu
entscheiden. 2 Diese Bestimmungen treten nach Zustimmung der Mitglied-
staaten im Einklang mit ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften in
Kraft.

Art. 263 [Nichtigkeitsklage] [1] 1 Der Gerichtshof der Europäischen Uni-
on überwacht die Rechtmäßigkeit der Gesetzgebungsakte sowie der Hand-
lungen des Rates, der Kommission und der Europäischen Zentralbank, soweit
es sich nicht um Empfehlungen oder Stellungnahmen handelt, und der Hand-
lungen des Europäischen Parlaments und des Europäischen Rates mit Rechts-
wirkung gegenüber Dritten. 2 Er überwacht ebenfalls die Rechtmäßigkeit der
Handlungen der Einrichtungen oder sonstigen Stellen der Union mit Rechts-
wirkung gegenüber Dritten.

[2] Zu diesem Zweck ist der Gerichtshof der Europäischen Union für
Klagen zuständig, die ein Mitgliedstaat, das Europäische Parlament, der Rat
oder die Kommission wegen Unzuständigkeit, Verletzung wesentlicher Form-
vorschriften, Verletzung der Verträge oder einer bei ihrer Durchführung an-
zuwendenden Rechtsnorm oder wegen Ermessensmissbrauchs erhebt.
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[3] Der Gerichtshof der Europäischen Union ist unter den gleichen Voraus-
setzungen zuständig für Klagen des Rechnungshofs, der Europäischen Zentral-
bank und des Ausschusses der Regionen, die auf die Wahrung ihrer Rechte
abzielen.

[4] Jede natürliche oder juristische Person kann unter den Bedingungen nach
den Absätzen 1 und 2 gegen die an sie gerichteten oder sie unmittelbar und
individuell betreffenden Handlungen sowie gegen Rechtsakte mit Verordnung-
scharakter, die sie unmittelbar betreffen und keine Durchführungsmaßnahmen
nach sich ziehen, Klage erheben.

[5] In den Rechtsakten zur Gründung von Einrichtungen und sonstigen
Stellen der Union können besondere Bedingungen und Einzelheiten für die
Erhebung von Klagen von natürlichen oder juristischen Personen gegen Hand-
lungen dieser Einrichtungen und sonstigen Stellen vorgesehen werden, die eine
Rechtswirkung gegenüber diesen Personen haben.

[6] Die in diesem Artikel vorgesehenen Klagen sind binnen zwei Monaten
zu erheben; diese Frist läuft je nach Lage des Falles von der Bekanntgabe der
betreffenden Handlung, ihrer Mitteilung an den Kläger oder in Ermangelung
dessen von dem Zeitpunkt an, zu dem der Kläger von dieser Handlung Kennt-
nis erlangt hat.

Art. 264 [Nichtigkeitsklage; Urteilswirkung] [1] Ist die Klage begründet,
so erklärt der Gerichtshof der Europäischen Union die angefochtene Handlung
für nichtig.

[2] Erklärt der Gerichtshof eine Handlung für nichtig, so bezeichnet er, falls
er dies für notwendig hält, diejenigen ihrer Wirkungen, die als fortgeltend zu
betrachten sind.

Art. 265 [Untätigkeitsklage] [1] 1 Unterlässt es das Europäische Parlament,
der Europäische Rat, der Rat, die Kommission oder die Europäische Zentral-
bank unter Verletzung der Verträge, einen Beschluss zu fassen, so können die
Mitgliedstaaten und die anderen Organe der Union beim Gerichtshof der
Europäischen Union Klage auf Feststellung dieser Vertragsverletzung erheben.
2 Dieser Artikel gilt entsprechend für die Einrichtungen und sonstigen Stellen
der Union, die es unterlassen, tätig zu werden.

[2] 1 Diese Klage ist nur zulässig, wenn das in Frage stehende Organ, die in
Frage stehende Einrichtung oder sonstige Stelle zuvor aufgefordert worden ist,
tätig zu werden. 2 Hat es bzw. sie binnen zwei Monaten nach dieser Auf-
forderung nicht Stellung genommen, so kann die Klage innerhalb einer wei-
teren Frist von zwei Monaten erhoben werden.

[3] Jede natürliche oder juristische Person kann nach Maßgabe der Absätze 1
und 2 vor dem Gerichtshof Beschwerde darüber führen, dass ein Organ oder
eine Einrichtung oder sonstige Stelle der Union es unterlassen hat, einen
anderen Akt als eine Empfehlung oder eine Stellungnahme an sie zu richten.

Art. 266 [Verpflichtung aus dem Urteil] [1] Die Organe, Einrichtungen
oder sonstigen Stellen, denen das für nichtig erklärte Handeln zur Last fällt oder
deren Untätigkeit als vertragswidrig erklärt worden ist, haben die sich aus dem
Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union ergebenden Maßnahmen zu
ergreifen.
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[2] Diese Verpflichtung besteht unbeschadet der Verpflichtungen, die sich
aus der Anwendung des Artikels 340 Absatz 2 ergeben.

Art. 267 [Vorabentscheidungsverfahren] [1] Der Gerichtshof der Euro-
päischen Union entscheidet im Wege der Vorabentscheidung
a) über die Auslegung der Verträge,
b) über die Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe, Ein-

richtungen oder sonstigen Stellen der Union.

[2] Wird eine derartige Frage einem Gericht eines Mitgliedstaats gestellt und
hält dieses Gericht eine Entscheidung darüber zum Erlass seines Urteils für
erforderlich, so kann es diese Frage dem Gerichtshof zur Entscheidung vor-
legen.

[3] Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Verfahren bei einem
einzelstaatlichen Gericht gestellt, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit
Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können, so ist
dieses Gericht zur Anrufung des Gerichtshofs verpflichtet.

[4] Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Verfahren, das eine
inhaftierte Person betrifft, bei einem einzelstaatlichen Gericht gestellt, so ent-
scheidet der Gerichtshof innerhalb kürzester Zeit.

Art. 268 [Schadenersatzklage] Der Gerichtshof der Europäischen Union
ist für Streitsachen über den in Artikel 340 Absätze 2 und 3 vorgesehenen
Schadensersatz zuständig.

Art. 269 [Eingeschränkte Zuständigkeit bei Suspendierung von Mit-
gliedschaftsrechten] [1] Der Gerichtshof ist für Entscheidungen über die
Rechtmäßigkeit eines nach Artikel 7 des Vertrags über die Europäische Union1)
erlassenen Rechtsakts des Europäischen Rates oder des Rates nur auf Antrag
des von einer Feststellung des Europäischen Rates oder des Rates betroffenen
Mitgliedstaats und lediglich im Hinblick auf die Einhaltung der in dem genann-
ten Artikel vorgesehenen Verfahrensbestimmungen zuständig.

[2] 1 Der Antrag muss binnen eines Monats nach der jeweiligen Feststellung
gestellt werden. 2 Der Gerichtshof entscheidet binnen eines Monats nach An-
tragstellung.

Art. 270 [Dienstrechtliche Streitigkeiten] Der Gerichtshof der Europäi-
schen Union ist für alle Streitsachen zwischen der Union und deren Bediens-
teten innerhalb der Grenzen und nach Maßgabe der Bedingungen zuständig,
die im Statut der Beamten der Union und in den Beschäftigungsbedingungen
für die sonstigen Bediensteten der Union festgelegt sind.

Art. 271 [Zuständigkeit für gewisse Streitigkeiten betreffend EIB und
EZB] Der Gerichtshof der Europäischen Union ist nach Maßgabe der folgen-
den Bestimmungen zuständig in Streitsachen über

1) Nr. 1.
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a) die Erfüllung der Verpflichtungen der Mitgliedstaaten aus der Satzung der
Europäischen Investitionsbank. Der Verwaltungsrat der Bank besitzt hierbei
die der Kommission in Artikel 258 übertragenen Befugnisse;

b) die Beschlüsse des Rates der Gouverneure der Europäischen Investitions-
bank. Jeder Mitgliedstaat, die Kommission und der Verwaltungsrat der Bank
können hierzu nach Maßgabe des Artikels 263 Klage erheben;

c) die Beschlüsse des Verwaltungsrats der Europäischen Investitionsbank. Diese
können nach Maßgabe des Artikels 263 nur von Mitgliedstaaten oder der
Kommission und lediglich wegen Verletzung der Formvorschriften des Ar-
tikels 19 Absatz 2 und Absätze 5 bis 7 der Satzung der Investitionsbank
angefochten werden;

d) die Erfüllung der sich aus den Verträgen und der Satzung des ESZB und der
EZB1) ergebenden Verpflichtungen durch die nationalen Zentralbanken.
Der Rat der Gouverneure der Europäischen Zentralbank besitzt hierbei
gegenüber den nationalen Zentralbanken die Befugnisse, die der Kommis-
sion in Artikel 258 gegenüber den Mitgliedstaaten eingeräumt werden. Stellt
der Gerichtshof der Europäischen Union fest, dass eine nationale Zentral-
bank gegen eine Verpflichtung aus den Verträgen verstoßen hat, so hat diese
Bank die Maßnahmen zu ergreifen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs
ergeben.

Art. 272 [Zuständigkeit aufgrund einer Schiedsklausel] Der Gerichts-
hof der Europäischen Union ist für Entscheidungen aufgrund einer Schieds-
klausel zuständig, die in einem von der Union oder für ihre Rechnung abge-
schlossenen öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Vertrag enthalten ist.

Art. 273 [Zuständigkeit aufgrund eines Schiedsvertrags] Der Gerichts-
hof ist für jede mit dem Gegenstand der Verträge in Zusammenhang stehende
Streitigkeit zwischen Mitgliedstaaten zuständig, wenn diese bei ihm aufgrund
eines Schiedsvertrags anhängig gemacht wird.

Art. 274 [Zuständigkeit einzelstaatlicher Gerichte] Soweit keine Zu-
ständigkeit des Gerichtshofs der Europäischen Union aufgrund der Verträge
besteht, sind Streitsachen, bei denen die Union Partei ist, der Zuständigkeit der
einzelstaatlichen Gerichte nicht entzogen.

Art. 275 [Unzuständigkeit in der Außen- und Sicherheitspolitik; Aus-
nahmen] [1] Der Gerichtshof der Europäischen Union ist nicht zuständig für
die Bestimmungen hinsichtlich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik und für die auf der Grundlage dieser Bestimmungen erlassenen Rechts-
akte.

[2] Der Gerichtshof ist jedoch zuständig für die Kontrolle der Einhaltung
von Artikel 40 des Vertrags über die Europäische Union2) und für die unter den
Voraussetzungen des Artikels 263 Absatz 4 dieses Vertrags erhobenen Klagen
im Zusammenhang mit der Überwachung der Rechtmäßigkeit von Beschlüs-
sen über restriktive Maßnahmen gegenüber natürlichen oder juristischen Per-

1) Nr. 33.
2) Nr. 1.
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sonen, die der Rat auf der Grundlage von Titel V Kapitel 2 des Vertrags über
die Europäische Union erlassen hat.

Art. 276 [Unzuständigkeit für mitgliedstaatliche Polizeimaßnahmen]
Bei der Ausübung seiner Befugnisse im Rahmen der Bestimmungen des

Dritten Teils Titel V Kapitel 4 und 5 über den Raum der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts ist der Gerichtshof der Europäischen Union nicht zustän-
dig für die Überprüfung der Gültigkeit oder Verhältnismäßigkeit von Maß-
nahmen der Polizei oder anderer Strafverfolgungsbehörden eines Mitgliedstaats
oder der Wahrnehmung der Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten für die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung und den Schutz der inneren Sicher-
heit.

Art. 277 [Inzidente Normenkontrolle] Ungeachtet des Ablaufs der in
Artikel 263 Absatz 6 genannten Frist kann jede Partei in einem Rechtsstreit,
bei dem die Rechtmäßigkeit eines von einem Organ, einer Einrichtung oder
einer sonstigen Stelle der Union erlassenen Rechtsakts mit allgemeiner Geltung
angefochten wird, vor dem Gerichtshof der Europäischen Union die Un-
anwendbarkeit dieses Rechtsakts aus den in Artikel 263 Absatz 2 genannten
Gründen geltend machen.

Art. 278 [Keine aufschiebende Wirkung; Aussetzung] 1 Klagen bei dem
Gerichtshof der Europäischen Union haben keine aufschiebende Wirkung.
2 Der Gerichtshof kann jedoch, wenn er dies den Umständen nach für nötig
hält, die Durchführung der angefochtenen Handlung aussetzen.

Art. 279 [Einstweilige Anordnungen] Der Gerichtshof der Europäischen
Union kann in den bei ihm anhängigen Sachen die erforderlichen einstweiligen
Anordnungen treffen.

Art. 280 [Vollstreckbarkeit der Urteile] Die Urteile des Gerichtshofs der
Europäischen Union sind gemäß Artikel 299 vollstreckbar.

Art. 281 [Satzung] [1] Die Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Uni-
on1) wird in einem besonderen Protokoll festgelegt.

[2] 1 Das Europäische Parlament und der Rat können gemäß dem ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahren die Satzung mit Ausnahme ihres Titels I und
ihres Artikels 64 ändern. 2 Das Europäische Parlament und der Rat beschließen
entweder auf Antrag des Gerichtshofs nach Anhörung der Kommission oder
auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Gerichtshofs.

Abschnitt 6. Die Europäische Zentralbank

Art. 282 [Aufgaben und Maßnahmen; Rechtspersönlichkeit; Un-
abhängigkeit; Anhörungsrecht] (1) 1 Die Europäische Zentralbank und die
nationalen Zentralbanken bilden das Europäische System der Zentralbanken
(ESZB). 2 Die Europäische Zentralbank und die nationalen Zentralbanken der

1) Nr. 27.
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Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, bilden das Eurosystem und
betreiben die Währungspolitik der Union.

(2) 1 Das ESZB wird von den Beschlussorganen der Europäischen Zentral-
bank geleitet. 2 Sein vorrangiges Ziel ist es, die Preisstabilität zu gewährleisten.
3 Unbeschadet dieses Zieles unterstützt es die allgemeine Wirtschaftspolitik in
der Union, um zur Verwirklichung ihrer Ziele beizutragen.

(3) 1 Die Europäische Zentralbank besitzt Rechtspersönlichkeit. 2 Sie allein
ist befugt, die Ausgabe des Euro zu genehmigen. 3 Sie ist in der Ausübung ihrer
Befugnisse und der Verwaltung ihrer Mittel unabhängig. 4 Die Organe, Ein-
richtungen oder sonstigen Stellen der Union sowie die Regierungen der Mit-
gliedstaaten achten diese Unabhängigkeit.

(4) 1 Die Europäische Zentralbank erlässt die für die Erfüllung ihrer Aufgaben
erforderlichen Maßnahmen nach den Artikeln 127 bis 133 und Artikel 138
und nach Maßgabe der Satzung des ESZB und der EZB1). 2 Nach diesen
Artikeln behalten die Mitgliedstaaten, deren Währung nicht der Euro ist, sowie
deren Zentralbanken ihre Zuständigkeiten im Währungsbereich.

(5) Die Europäische Zentralbank wird in den Bereichen, auf die sich ihre
Befugnisse erstrecken, zu allen Entwürfen für Rechtsakte der Union sowie zu
allen Entwürfen für Rechtsvorschriften auf einzelstaatlicher Ebene gehört und
kann Stellungnahmen abgeben.

Art. 283 [Organstruktur] (1) Der Rat der Europäischen Zentralbank be-
steht aus den Mitgliedern des Direktoriums der Europäischen Zentralbank und
den Präsidenten der nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Wäh-
rung der Euro ist.

(2) [1] Das Direktorium besteht aus dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten
und vier weiteren Mitgliedern.

[2] Der Präsident, der Vizepräsident und die weiteren Mitglieder des Direk-
toriums werden vom Europäischen Rat auf Empfehlung des Rates, der hierzu
das Europäische Parlament und den Rat der Europäischen Zentralbank anhört,
aus dem Kreis der in Währungs- oder Bankfragen anerkannten und erfahrenen
Persönlichkeiten mit qualifizierter Mehrheit ausgewählt und ernannt.

[3] Ihre Amtszeit beträgt acht Jahre; Wiederernennung ist nicht zulässig.
[4] Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten können Mitglieder des Direk-

toriums werden.

Art. 284 [Teilnahmerechte; Jahresbericht] (1) 1 Der Präsident des Rates
und ein Mitglied der Kommission können ohne Stimmrecht an den Sitzungen
des Rates der Europäischen Zentralbank teilnehmen. 2 Der Präsident des Rates
kann dem Rat der Europäischen Zentralbank einen Antrag zur Beratung vor-
legen.

(2) Der Präsident der Europäischen Zentralbank wird zur Teilnahme an den
Tagungen des Rates eingeladen, wenn dieser Fragen im Zusammenhang mit
den Zielen und Aufgaben des ESZB erörtert.

(3) [1] 1 Die Europäische Zentralbank unterbreitet dem Europäischen Par-
lament, dem Rat und der Kommission sowie auch dem Europäischen Rat

1) Nr. 33.

2 AEUV Art. 283, 284 Vertrag über die Arbeitsweise


